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- Drucksache VI/910 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Verkehr, dem Herrn Bundesminister 
für Wirtschaft und dem Herrn Bundesminister für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit wie folgt: 


1. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß auch in den Kapital- 
hilfeabkommen mit den Ländern Brasilien und Ghana Bestim- 
mungen enthalten sind, die eine Diskriminierung der deutschen 
Seeschiffahrt bei Transporten ausschließen sollen? 

Auch in den Kapitalhilfeabkommen sowie in den daraus resul- 
tierenden Darlehensverträgen der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau mit den Ländern Brasilien und Ghana sind sog. Transport- 
klauseln enthalten, die eine Diskriminierung der deutschen 
Verkehrsunternehmen ausschließen sollen. 
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2. Auf welche Weise stellt die Bundesregierung gegenüber den 
obengenannten Ländern die Einhaltung der in den Kapitalhilfe- 
abkommen festgelegten Transportklauseln sicher? 


Die Überwachung der Einhaltung der Transportklauseln in den 
Kapitalhilfeabkommen wird von den zuständigen Ressorts 
unter Einschaltung der Kreditanstalt für Wiederaufbau wahr- 
genommen. Diese überprüft laufend, ob die Transportauflagen 
in den Akkreditiven mit den Transportklauseln in den Regie- 
rungsabkommen und Darlehensverträgen übereinstimmen. Auf 
diese Weise können Verstöße rechtzeitig erkannt werden, und 
die KfW kann gegebenenfalls bei einem Darlehensnehmer 
unter Ausnutzung ihrer vertraglichen Rechte darauf hinwirken, 
daß vor Auszahlungen die Verschiffungsanweisungen geändert 
werden. 


3. Welche weiteren nationalen Maßnahmen kann die Bundes- 
regierung ergreifen, um bereits kurzfristig den zunehmenden 
Diskriminierungen unserer Handelsflotte durch eine Reihe afri- 
kanischer, südamerikanischer und asiatischer Länder entgegen- 
zutreten? 


Einige Entwicklungsländer versuchen, durch ihre Schiffahrts- 
gesetzgebung und durch Verwaltungsmaßnahmen den Ladungs- 
anteil ihrer nationalen Reedereien zu vergrößern und sich eine 
Quote von mindestens 50% des Gesamttransportvolumens zu 
sichern. Die Bundesregierung betrachtet diese Entwicklung mit 
Sorge. Sie prüft, welche Maßnahmen sie in solchen Fällen auf- 
grund der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, insbeson- 
dere des § 18 des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG) unter Ab- 
wägung aller schiffahrts-, handeis-, entwicklungs- und außen- 
politischen Gesichtspunkte ergreifen kann. Sie ist ferner be- 
strebt, im Rahmen des Liberalisierungskodex der OECD Ver- 
fahren zu entwickeln, die es erlauben, dem Flaggenprotek- 
tionismus entgegenzuwirken. 


In Vertretung 

Frank 
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